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ie Region Trier, 
bestehend aus der 
Stadt Trier und den 
Landkreisen Bern-
kastel-Wittlich, 
Trier-Saarburg, 
Vulkaneifel sowie 
Eifelkreis Bitburg-
Prüm, befindet sich 
in einem intensiven 
Standortwettbewerb 

mit anderen Regionen um Unterneh-
men und Fachkräfte. Nur, wenn die 
hiesigen Standortbedingungen Investi-
tionsanreize schaffen, die sich deutsch-
landweit nicht verstecken müssen, 
sind langfristig Wachstum, Wohlstand 
und Beschäftigungsaufbau gesichert. 
Zum wirtschaftlichen Erfolg einer 
Region trägt ein ganzes Bündel von 
Standortfaktoren bei. Trotz des großen 
Einflusses europäischer und nationaler 
Vorgaben verbleiben den Kommunen 
dennoch wichtige Stellschrauben, an 
denen sie drehen können, um Betrie-
be an ihren Standort zu binden. Dies 
beginnt bei der Unternehmensorien-
tierung der Kommunalverwaltungen, 
reicht über die Höhe kommunaler Steu-
ern, Gebühren und Abgaben bis hin zur 
Unterstützung von Standortmarketing-
prozessen und dem Ausweis erfolgreich 
vermarktbarer Gewerbeflächen. 

Eine hervorgehobene Bedeutung 
im interregionalen Standort-
wettbewerb kommt, gerade im 

Hinblick auf die Demografiefestigkeit 
der vorwiegend ländlich strukturier-
ten Region Trier, insbesondere drei 
Faktoren zu: der Verfügbarkeit passend 

qualifizierter Fach- und Führungskräf-
te, dem Ausbaustand einer leistungsfä-
higen Breitbandinfrastruktur sowie der 
verkehrlichen Erreichbarkeit vor allem 
über eine bedarfsgerecht ausgebaute 
Straßenverkehrsinfrastruktur. 
Mit dem vorliegenden gemeinsamen 
Positionspapier wollen die Industrie- 
und Handelskammer und die Hand-
werkskammer Trier konkrete Perspek-
tiven für unsere Region aufzeigen, wie 
die Standortattraktivität im gemein-
samen Schulterschluss von Politik, 
Wirtschaft und Verwaltung nachhaltig 
gestärkt werden kann. Hierzu formu-
lieren wir konkrete Vorschläge, deren 
Umsetzung einen spürbaren Beitrag zur 
Stärkung der regionalen Wirtschafts-
kraft leisten würde. 

In den vergangenen Jahren hat sich in 
der Region Trier einiges getan. Regi-
onale Netzwerke wirken noch enger 

zusammen, um die Bedingungen für 
eine nachhaltige Fachkräftesicherung 
zu verbessern. Hierzu wurden Projekte 
und Messen ebenso durchgeführt wie 
Informations- und Werbematerialen 
erarbeitet. Themen wie Arbeitgeber-
attraktivität, betriebliches Gesundheits-
management, Ausbildungsmarketing 
und Willkommenskultur prägen 
zunehmend die Zusammenarbeit in der 
Region. Im Hinblick auf die Versor-
gung mit schnellem Internet sind in den 
vergangenen fünf Jahren Fortschritte 
erzielt worden, sodass auch im ländli-
chen Raum die so genannten „weißen 
Flecken“ reduziert werden konnten. 
Die Entscheidung für den Bau der 
B 50neu mit Hochmoselübergang 

sowie der Weiterbau am A 1-Lücken-
schluss sind positive Zeichen zur Stär-
kung der Straßeninfrastruktur. 
Gleichzeitig hat es aber auch Rück-
schläge gegeben. Die West- und 
Nordumfahrung Triers drohen, „ab-
moderiert“ zu werden. Die Deutsche 
Bahn AG hat im Dezember 2014 ihren 
Fernverkehr nach Trier eingestellt. 
Der Breitbandausbau hält bisher mit 
den gestiegenen technischen und 
wirtschaftlichen Anforderungen der 
Unternehmen nicht mit, was insbeson-
dere eine schwere Hypothek für den 
ländlichen Raum bedeutet. Die An-
spannung am Markt für Fachkräfte und 
geeignete Auszubildende hat trotz aller 
Bemühungen von Wirtschaftskammern 
und Unternehmen zugenommen. Auch 
perspektivisch ist hier keine Trendum-
kehr zu erkennen. Die Kommunen ha-
ben zudem in den vergangenen Jahren 
in nie dagewesenem Ausmaß an der 
Gewerbe- und Grundsteuerschraube 
gedreht und damit die Standortbedin-
gungen verschlechtert.

Trotz einer ausgezeichneten 
Arbeitsmarktbilanz bleibt der 
wirtschaftliche Wohlstand der Re-

gion Trier gemessen am Bruttoinlands-
produkt je Erwerbstätigem deutlich 
hinter dem deutschen Durchschnitt 
zurück. Diese „Wohlstandslücke“ ist in 
den vergangenen Jahren sogar gewach-
sen. Es ist also weiterhin dringender 
standortpolitischer Handlungsbedarf 
festzustellen. Lassen Sie uns die Her-
ausforderungen gemeinsam anpacken!

Trier, im März 2015
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ie Wirtschaft der Region 
Trier ist stark mittelstän-
disch geprägt. Ein gutes 
Dutzend Unternehmen, vor 
allem aus dem verarbei-
tenden Gewerbe, beschäf-
tigt jeweils mehr als 500 
Mitarbeiter und gehört 
damit zu den großen regi-
onalen Firmen. Das Gros 
der 28.500 IHK- und 7.000 

HWK-Mitgliedsunternehmen, insbesondere 
außerhalb des industriellen Sektors, weist ein-
stellige Mitarbeiterzahlen auf. Neben Industrie 
und Handwerk sind Gesundheitswirtschaft und 
Handel beschäftigungsintensive Branchen. Die 
mittelständisch geprägte und sektoral differen-
zierte Wirtschaftsstruktur mit einer vergleichs-
weise geringen Exportquote „glättet“ die 
Konjunkturtrends auf regionaler Ebene. 

Wirtschaftskraft noch 
ausbaufähig

Die regionale Wirtschaftskraft, gemes-
sen am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
je Erwerbstätigem, bleibt hinter dem 

rheinland-pfälzischen und deutschlandweiten 
Vergleichswert zurück. Während auf jeden 
in der Region Trier Beschäftigten ein BIP 
von rund 55.000 Euro im Jahr 2012 – dem 
aktuellen Rand der zum Redaktionszeitpunkt 
verfügbaren Statistik – entfällt, beträgt dieser 
Wert für Rheinland-Pfalz 62.000 Euro und im 
deutschen Durchschnitt sogar 64.000 Euro. 
Die Region liegt damit etwa elf Prozent unter 
dem rheinland-pfälzischen und 14 Prozent 
unter dem bundesdeutschen Durchschnittswert. 
Hierbei streuen die intraregionalen kreisbe-
zogenen BIP-Werte stark. Während der Eifel-
kreis Bitburg-Prüm mit mehr als 61.000 Euro 
BIP je Erwerbstätigem in etwa auf Höhe des 
Landeswerts rangiert, bilden die Stadt Trier 
mit gut 52.000 Euro und der Landkreis Trier-
Saarburg mit 51.000 Euro BIP je Erwerbstäti-
gem die hiesigen Schlusslichter. Diese Werte 
liegen nahezu 20 Prozent unter dem deutschen 
Durchschnitt. Es besteht demzufolge ein wirt-
schaftlicher Aufholbedarf, der nicht zuletzt auf 
eine unterdurchschnittliche Innovationsstärke 
der regionalen Wirtschaft zurückzuführen sein 
dürfte, wie Auswertungen des Statistischen 
Landesamtes Rheinland-Pfalz sowie des Zen-
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trums für Europäische Wirtschaftsforschung aus Mannheim 
in den vergangenen Jahren aufgezeigt haben. 

Die Lücke in der Wirtschaftskraft konnte in den vergan-
genen 20 Jahren nicht geschlossen werden; sie hat sich 
teilweise sogar vergrößert. Während das bundesdeutsche 
Bruttoinlandsprodukt von 1992 bis 2012 nominal um 62 
Prozent zunahm, wuchs die Region Trier lediglich um 57 
Prozent. Der rheinland-pfälzische Wert legte um 54 Prozent 
zu. Auch die Wachstumsraten des BIP unterscheiden sich 
deutlich innerhalb der Region Trier. Am wenigsten glänzte 
hierbei das Oberzentrum, das in den vergangenen 20 Jahren 
lediglich um 33 Prozent zulegen konnte. Einen Spitzenwert 
im Dynamikranking erreicht der Landkreis Trier-Saarburg 
mit einer Wachstumsrate von 88 Prozent. Dazwischen 
liegen die Landkreise Bernkastel-Wittlich (57 Prozent), 
Vulkaneifel (63 Prozent) und der Eifelkreis Bitburg-Prüm 
(72 Prozent). 

Trend zur Tertiärisierung

Wie in allen entwickelten Volkswirtschaften dominiert 
mittlerweile auch in der Region Trier der Dienstleis-
tungssektor die regionale Wirtschaftsstruktur quan-

titativ. Auf den tertiären Sektor entfallen rund zwei Drittel 
der Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen, die 2012 
bei insgesamt 12,5 Milliarden Euro lag. Den größten Anteil 
mit etwa 27 Prozent halten öffentliche und private Dienst-

leister, gefolgt vom Bereich Finanzierung, Vermietung und 
Unternehmensdienstleister (22 Prozent) sowie Handel, 
Gastgewerbe und Verkehr mit knapp 16 Prozent. Auf das 
produzierende Gewerbe entfällt ein Drittel der regionalen 
Wertschöpfung. Das verarbeitende Gewerbe, dessen regio-
naler Schwerpunkt sich im Landkreis Bernkastel-Wittlich 
befindet, steht mit insgesamt knapp drei Milliarden Euro 
für ein knappes Viertel der Wertschöpfung und bildet damit 
nach wie vor einen zentralen Pfeiler der regionalen Wirt-
schaftsstruktur. Quantitativ kaum noch ins Gewicht fällt der 
primäre Sektor, auf den lediglich zwei Prozent Wertschöp-
fungsanteil entfallen. 

Dynamische 
Beschäftigungsentwicklung

Nicht zuletzt aufgrund von knapp 30.000 Berufspend-
lern aus der Region Trier, die täglich zur Arbeit das 
Großherzogtum Luxemburg aufsuchen, präsentiert 

sich der hiesige Arbeitsmarkt in einer aus Bewerbersicht 
sehr guten Verfassung. Die Arbeitslosenquote bewegt sich 
im Jahresverlauf regelmäßig um die Vier-Prozent-Marke. In 
weiten Teilen der Region herrscht Vollbeschäftigung. Doch 
nicht nur der externe Faktor Luxemburg trägt zur derzeit 
guten Arbeitsmarktlage bei, sondern auch die regionsinter-
ne Entwicklung. 2013 waren hier rund 160.000 Menschen 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Zur Jahrtausend-
wende waren es nur 144.000. Damit hat die regionale 

Beschäftigung in diesem Zeitraum um 10,7 
Prozent zugenommen. Dieser Wert liegt deutlich 
oberhalb der rheinland-pfälzischen (7,6 Prozent) 
und bundesdeutschen (5,2 Prozent) Beschäfti-
gungswachstumsrate. Besonders personalstar-
ke Branchen sind das Gesundheitswesen, der 
Einzelhandel, das Bau- und Ausbaugewerbe, die 
öffentliche Verwaltung und das Nahrungsmittel-
gewerbe. In letzterem konzentrieren sich auch 
die Großunternehmen der Region mit mehr als 
500 Arbeitnehmern. Laut Arbeitsmarktmonitor 
der Agentur für Arbeit weist die Region im Ver-
gleich zum bundesdeutschen Durchschnitt eine 
erhöhte Saisonabhängigkeit der Beschäftigung 
und eine leicht überdurchschnittliche Teil-
zeitquote auf. Aufgrund der mittelständischen 
Struktur liegt der Anteil der Beschäftigten in 
Großbetrieben mit knapp einem Viertel deutlich 
unter dem deutschen Vergleichswert von einem 
Drittel. Auffallend ist der unterdurchschnittliche 
Anteil von Arbeitnehmern, die eine komplexe 
Tätigkeit verrichten (Region Trier: 19 Prozent; 
Deutschland: 23,5 Prozent). 
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er Arbeitsmarkt in 
der Region Trier 
hat sich nachhal-
tig gedreht. Die 
Arbeitslosenquote 
liegt seit meh-
reren Jahren bei 
etwa vier Prozent, 
womit nahezu 
Vollbeschäftigung 
erreicht ist. Für 

viele Unternehmen bedeutet dies, dass 
sie große Schwierigkeiten haben, pas-
sende Fachkräfte und Auszubildende 
zu finden. Durch die rückläufige demo-
grafische Entwicklung muss davon 
ausgegangen werden, dass sich der 
Fachkräfteengpass weiter verschärfen 
wird. Ohne wirkungsvolle Gegenmaß-
nahmen wird der Fachkräftemangel zu 
einer Wachstumsbremse, welche die 
gesamte wirtschaftliche Entwicklung 
der Region Trier auf Jahre negativ 
beeinflussen kann. Deshalb kümmern 
sich beide Kammern mit höchster 
Priorität um die Fachkräftesicherung. 
Zur Analyse des Arbeitsmarktes wurde 
eine Reihe an Untersuchungen durch-

geführt: Im Spätsommer 2011 haben 
IHK und HWK eine großangelegte 
Unternehmensumfrage durchgeführt, 
an der sich rund 700 Unternehmen mit 
mehr als 30.000 Beschäftigten beteiligt 
haben. Die IHK hat mit ihren Schwes-
terkammern aus Rheinland-Pfalz den 
„Fachkräftemonitor 2030“ einge-
richtet, der branchenspezifisch und 
regional differenziert die aktuellen und 
für die Zukunft prognostizierten Daten 
für Fachkräfteangebot und -nachfrage 
unter www.fachkraeftemonitor-rlp.de 
bereitstellt. Die HWK hat im Herbst 
2014 sämtliche Mitgliedsunternehmen 
angeschrieben und sie nach ihrem 
Lehrlings- und Fachkräftebedarf 
befragt.

Schwerpunkte des 
Fachkräftemangels 

Aus den genannten Untersuchun-
gen ergibt sich, dass die regio-
nale Fachkräftelücke allein im 

gewerblichen Bereich aktuell bei über 
4.000 unbesetzten Stellen liegen dürfte. 

Es kann jedoch nicht von einem allge-
meinen Fachkräftemangel gesprochen 
werden. Bei näherer Betrachtung 
ergibt sich ein differenziertes Bild: So 
haben kleinere Betriebe deutlich grö-
ßere Schwierigkeiten bei der Stellen-
besetzung als größere Unternehmen. 
Hinsichtlich der Branchenzugehörig-
keit ist im Bau- und Ausbaugewerbe 
die Fachkräftelücke besonders groß. 
Im sonstigen Handwerk melden vor 
allem Betriebe aus den Bereichen 
Metallbau, Friseure sowie aus dem 
Lebensmittelhandwerk unbesetzte 
Stellen. Aus dem Bereich der IHK 
fehlen verstärkt im Dienstleistungssek-
tor Fachkräfte, aber teilweise auch im 
Handel und – derzeit quantitativ noch 
eher punktuell – in den größeren In-
dustrieunternehmen. Hinsichtlich des 
Qualifikationsniveaus mangelt es vor 
allem an Personen mit abgeschlossener 
dualer Ausbildung sowie – insbesonde-
re im Handwerk – an Auszubildenden. 
Quantitativ weniger stark ausgeprägt 
sind dagegen die Lücke an Fachkräf-
ten mit Hochschulabschluss sowie der 
Bedarf an Hilfskräften.

Fachkräftesicherung als zentrale Herausforderung angehen
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Maßnahmen zur Deckung des 
Fachkräftebedarfs 

Der Fachkräftemangel ist eine so 
zentrale Herausforderung, dass 
alle Beteiligten – Unternehmen, 

Kammern, die Agentur für Arbeit, 
wirtschaftsfördernde Einrichtungen – 
in enger Abstimmung ihr Bestes geben 
müssen, um die offenen Stellen dauer-
haft zu besetzen. Es wäre auch unzu-
reichend, wenn sich diese Akteure nur 
auf Einzelmaßnahmen konzentrieren 
würden. Vielmehr muss die gesamte 
Klaviatur an Instrumenten gespielt 
werden. Zahlreiche Unternehmen ha-
ben – in unterschiedlicher Intensität – 
bereits Maßnahmen ergriffen, um sich 
als attraktiver Arbeitgeber oder Ausbil-
der zu präsentieren. Durch Weiterbil-
dungsmaßnahmen, familienfreundliche 
Arbeitsbedingungen, betriebliches 
Gesundheitsmanagement, die Gewäh-
rung freiwilliger sozialer Leistungen 
oder übertariflicher Bezahlung, die 
Beschäftigung älterer Arbeitnehmer 
sowie verstärkte Lehrlingsausbildung 
versuchen die Betriebe, ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter stärker 
an das Unternehmen zu binden und 
leistungsfähig zu erhalten sowie neue 
Fachkräfte zu gewinnen. Bei diesen 
Aktivitäten benötigen die Unterneh-
men Unterstützung, die sie von IHK 
und HWK erhalten. Beide Kammern 
haben ein umfassendes Dienstleis-
tungsangebot zusammengestellt, auf 
das ihre Mitglieder zurückgreifen kön-
nen. Lehrbetriebe erhalten vielfältige 
Unterstützung in ihren Anstrengungen 
zur Gewinnung von Auszubildenden 
und zur Bindung junger Fachkräfte. 
Regionale Ausbildungsmessen bieten 
Unternehmen eine Plattform, für sich 
und ihre Berufe zu werben. Schüler-
Elterntage der HWK, die Schüler-
Azubi-Akademie der IHK sowie 
gemeinsame Projekte und Kampagnen 
informieren, qualifizieren und werben 
für die guten Karriereperspektiven der 
dualen Aus- und Weiterbildung. Neben 
dem starken Engagement im Ausbil-
dungsbereich helfen Personal- und 

Organisationsberatungen sowie Infor-
mations- und Sensibilisierungsveran-
staltungen bis hin zur Personalagentur 
der Handwerkskammer weiter, die an 
den Standorten Trier, Gerolstein und 
Daun Qualifizierungs- und Vermitt-
lungsleistungen anbietet. Im Frühjahr 
2015 startet zudem das gemeinsam 
von der Landesregierung und den 
IHKs getragene Welcome Center unter 
anderem auch mit einem Standort in 
Trier, dessen Ziel es ist, ausländische 
Fachkräfte für die Region zu begeis-
tern und an sie zu binden. Begonnen 
wurden Maßnahmen, die auf eine 
stärkere Einbindung von Migranten 
und Ausländern, beispielsweise aus an-
deren Teilen der Großregion, abzielen. 
Zukünftig darf nach Überzeugung der 
Kammern auch die rechtlich kompli-
zierte Integration von Flüchtlingen und 
Asylbewerbern in den regionalen Ar-
beitsmarkt kein Tabuthema mehr sein. 
Neu aufgebaut und stark ausgeweitet 
wurde in beiden Kammern zudem 
das betriebliche Gesundheitsmanage-
ment. Hier erhalten die Unternehmen 
Hilfestellung, wenn sie im eigenen 
Unternehmen gesundheitsfördernde 

Maßnahmen umsetzen möchten. Zu-
dem setzen sich die Kammern für die 
Verbesserung der Standortattraktivität 
ein, um die Region Trier für noch mehr 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer als ansprechenden Lebens- und 
Arbeitsort interessant zu machen.

Forderungen von IHK und HWK 

•	 Weitere Anstrengungen aller Partner, 
Qualität und Image der Region Trier 
für Fachkräfte zu verbessern.

•	 Möglichst passgenaue Vermittlung 
von Arbeitskräften durch die Agen-
tur für Arbeit.

•	 Überregionale Rekrutierung von 
Fachkräften stärken.

•	 Anwerbung ausländischer Fachkräfte 
und Schaffung einer ausgeprägten 
Willkommenskultur in der Region.

•	 Einbindung von Flüchtlingen und 
Asylsuchenden in den regionalen 
Arbeitsmarkt.

•	 Unterstützung von unternehmeri-
schen Aktivitäten, sich als attraktiver 
Arbeitgeber zu profilieren und eine 
Arbeitgebermarke zu schaffen.
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in qualitativ hoch-
wertiges Bildungs-
angebot bleibt eine 
entscheidende Inves-
tition zur Sicherung 
der Zukunftsfähig-
keit einer Region. 
Die demografische 
Entwicklung eröffnet 
jungen Menschen 
entsprechend ihrer 

individuellen Bedürfnisse und Be-
gabungen vielfältige Bildungs- und 
Ausbildungschancen. Gleichzeitig 
wachsen damit aber die Herausforde-
rungen für die regionale Wirtschaft zur 
Sicherung ihres Fach- und Führungs-
kräftenachwuchses. 

„Wettbewerb um Köpfe“ nicht 
zu Lasten der Qualität

Spätestens durch die Zusam-
menlegung von Haupt- und 
Realschulen zur „Realschule 

plus“ ist unter dem demografischen 
Druck auch in der Region Trier ein 
Wettbewerb zur Sicherung der eigenen 
Schulstandorte und Bildungsangebo-
te entbrannt. Inzwischen sprunghaft 
gestiegene Abiturientenquoten könnten 
als Beleg für eine bessere Bildung, 
mehr Chancengerechtigkeit und eine 
erhöhte Durchlässigkeit interpretiert 
werden. Gleichzeitig muss aber gerade 
die Wirtschaft feststellen, dass die 
schulischen Abschlüsse und Zeugnisse 

zunehmend an Aussagekraft und Wer-
tigkeit verlieren. Angesichts begrenzter 
Ressourcen wächst damit aber weiter 
die Gefahr, dass sowohl die Förderung 
leistungsstarker, aufstiegsorientierter 
Jugendlicher als auch die individuelle 
Unterstützung von Jugendlichen mit 
besonderem Förderbedarf nicht in 
dem gewünschten und notwendigen 
Umfang erfolgen kann. Die Schulen 
müssen daher in die Lage versetzt wer-
den, diese zentrale gesellschaftliche 
Aufgabe, die gerade durch die aktu-
elle Thematik „Inklusion“ besonders 
hervorgehoben wird, auch tatsächlich 
erfüllen zu können. 

In bedarfsgerechte und hochwertige Bildung investieren

E
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Berufliche Bildung in den 
Mittelpunkt rücken

Ein Blick über die Grenzen hinweg 
bestätigt eindrucksvoller denn 
je, dass gerade die mitteleuro-

päischen Länder mit dualem Ausbil-
dungssystem wirtschaftlich besonders 
erfolgreich sind und eine außerordent-
lich niedrige Jugendarbeitslosigkeit 
aufweisen – ganz im Gegensatz zu 
Ländern mit hohen Abiturienten- und 
Akademikerquoten. Dringend notwen-
dig ist es daher, dieses gewachsene 
System der dualen beruflichen Erstaus-
bildung in Verbindung mit einem 
attraktiven System beruflicher Anpas-
sungs- und Aufstiegsfortbildung auch 
in den Mittelpunkt der öffentlichen 
politischen Diskussionen zu rücken. 
Dies gilt umso mehr, als die Berufs- 
und Lebensperspektiven für Jugendli-
che mit unterschiedlichsten Begabun-
gen in der Region Trier nach wie vor 

außerordentlich günstig sind. Zudem 
besteht in der Region Trier, aufgrund 
ihrer stark mittelständisch geprägten 
Wirtschaftsstruktur, ein besonders aus-
geprägter Bedarf an beruflich qualifi-
zierten Fachkräften. Dies belegen auch 
umfangreiche Unternehmensbefragun-
gen der Kammern. Zur Stärkung der 
Attraktivität der beruflichen Bildung 
sind auf Landesebene u. a. verstärk-
te Anstrengungen im Bereich der 
Sicherung der Ausbildungsreife, eine 
effektive Berufsorientierung in allen 
Schularten der Sekundarstufe I und II, 
eine bessere Lehrer- und damit Unter-
richtsversorgung in den Berufsschu-
len und die Möglichkeit des direkten 
Hochschulzugangs nach einer erfolg-
reichen Erstausbildung notwendig. 
Hierzu besteht in der Region Trier ein 
hervorragend funktionierendes Netz-
werk, in dem alle relevanten Akteure 
eng kooperieren und das zielgerichtet 
weiter ausgebaut werden muss. 

Attraktive Hochschulen

Leistungsfähige und attraktive Hoch-
schulen sind ein entscheidender Stand-
ortfaktor und tragen wesentlich zum 
Profil der Region Trier bei. Durch die 
enge Zusammenarbeit der Wirtschaft 
vor Ort werden zusätzliche Bega-
bungs- und Innovationspotenziale für 
die Region Trier erschlossen und gesi-
chert. Dies ist langfristig eine wichtige 
Basis für Beschäftigung und Wettbe-
werbsfähigkeit. Die enge Verknüpfung 
mit der beruflichen Praxis zeigt sich 
inzwischen insbesondere im Angebot 
dualer Studiengänge, welches in enger 
Kooperation der Hochschule Trier mit 
den Kammern sukzessive ausgebaut 
wurde, sodass die Region hier inzwi-
schen eine landesweite Vorreiterrolle 
einnimmt. Zur Talentsicherung gehört 
aber auch die enge Zusammenarbeit 
der relevanten Akteure wie Hoch-
schulen, Wirtschaftskammern und 
Arbeitsagentur im Bereich der immer 
drängenderen Problematik der „Stu-
dienabbrecher“. Hier gilt es, jungen 
Menschen den Weg zur beruflichen 
Neuorientierung zu erleichtern und at-
traktive Berufs- und Aufstiegsperspek-
tiven aufzuzeigen. Zur Stärkung des 
Wissenstransfers zwischen Wirtschaft 
und Hochschulen tragen neben dem 
Forum Hochschule-Wirtschaft auch 
die neu gegründete Wissenschaftsalli-
anz Region Trier sowie der Ausbau der 
grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit bei. 

Forderungen von IHK und HWK

•	 Erarbeitung eines über Verwal-
tungsgrenzen hinweg abgestimmten 
Konzepts zu Schulstandorten und 
konkreten Bildungsangeboten unter 
Einbeziehung der Wirtschaft.

•	 Rascher Abbau des Sanierungsbe-
darfs bei öffentlichen Schulgebäuden 
und Sicherung der notwendigen 
Investitionen in Sachausstattung und 
Personal.

•	 Qualitative Weiterentwicklung der 
schulischen Angebote zur individu-

Region Trier 2025 9
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ellen Förderung sowohl leistungs-
schwächerer als auch leistungsstar-
ker Jugendlicher.

•	 Vermittlung ökonomischen Grund-
wissens in allen weiterführenden 
Schulen. 

•	 Gezielte Berufsorientierung für 
Schülerinnen und Schüler aller 
Schularten in enger Kooperation mit 
der Wirtschaft. 

•	 Systematische Unterstützung von 

Jugendlichen und Eltern beim Über-
gang von der Schule in Ausbildung 
und Beruf zur Vermeidung ineffizi-
enter „Warteschleifen“.

•	 Inhaltliche Weiterentwicklung und 
gemeinsame Vermarktung der dualen 
Ausbildung als „Premiumprodukt“ 
durch die regionalen Akteure.

•	 Enge Kooperation der Bildungs-
träger im Bereich der beruflichen 
Weiterbildung zur Sicherung eines 

hochwertigen Angebots in der Re-
gion.

•	 Ausbau dualer Studiengänge in en-
ger Zusammenarbeit mit weiterfüh-
renden Schulen, Berufsschulen und 
Hochschulen der Region. 

•	 Entwicklung passgenauer Bildungs- 
und Unterstützungsangebote zum 
Übergang aus einer dualen Ausbil-
dung in ein Studium als zusätzliche 
Karriereoption. 

© AMH

ie Qualitätsbewertung eines Standortes 
wird von Unternehmen und Bürgern 
mit dem Vorhandensein einer schnellen 
Internetanbindung verknüpft. Moderner 
Vertrieb und modernes Marketing sind 
inzwischen ohne stabile Breitbandan-
bindung undenkbar. Einer aktuellen 
Standortumfrage der IHK Trier zufolge 
platzieren die regionalen Unternehmen 
den Standortfaktor „Breitband- und In-
ternetversorgung“ inzwischen ganz oben 

auf der Wichtigkeitsskala. Auf der Zufriedenheitsskala liegt 
die Breitbandversorgung jedoch auf dem viertletzten Platz 
von insgesamt 20 untersuchten Faktoren und zeigt damit 
dringenden Handlungsbedarf auf. 

„Weiße Flecken“ entfernen

Die „weißen Flecken“ auf der regionalen Breitband-
versorgungskarte haben in den vergangenen Jahren 
deutlich abgenommen, dennoch bleibt die Region 

im Hinblick auf die Grundversorgung das Schlusslicht in 
Rheinland-Pfalz. Viele ländliche Gebiete verfügen zwar for-
mal über eine Breitbandanbindung, doch sind die Übertra-
gungsgeschwindigkeiten für das moderne Wirtschaftsleben 
unzureichend und bleiben weit hinter dem neuesten Stand 
der Technik zurück („graue Flecken“). Der Bedarf an Band-
breite ist in den vergangenen Jahren exponentiell gestiegen 
und wird weiter steigen. Für komplexere Internetnutzungen 
werden heute bereits Datenübertragungsraten von 50 Mbit/s 
benötigt. Nach Experteneinschätzung ist aber auch dies 
nur eine Etappe auf dem Weg zu noch deutlich höheren 
Übertragungsraten. Der Ausbau der Hochgeschwindigkeits-
netze (Next Generation Access Network – NGA) erfor-
dert erhebliche Investitionen, die nur durch gemeinsame 
Anstrengungen aller Beteiligten wie Netzanbieter, Bund, 
Länder und Kommunen erreicht werden können. Vorausset-
zung ist Transparenz über die bestehende Versorgungslage. 
Langfristige Zielsetzungen, rechtliche Rahmenbedingun-
gen, Nutzung von Synergien, ein vorausschauender Einsatz 
von Funkfrequenzen sowie passende Finanzierungs- und 
Förderinstrumente müssen in einem nationalen Masterplan 
zusammengeführt werden. Vom Land muss zeitnah hierauf 
aufbauend eine Strategie zum Ausbau eines leistungsfähi-
gen Hochgeschwindigkeitsnetzes entwickelt und umgesetzt 
werden. Kommunen müssen durch Bund und Land insbe-
sondere bei der Planung und Koordinierung entsprechen-
der Ausbaumaßnahmen unterstützt werden. Die „Digitale 
Agenda“ der Bundesregierung ist in diesem Zusammenhang 
grundsätzlich zu begrüßen, bleibt jedoch insgesamt zu vage, 
und das Ausbauziel, 50 Mbit/s Downloadgeschwindigkeit 

bis 2018, greift gerade im Hinblick auf die Anforderungen 
der Unternehmen zu kurz. Diese werden in absehbarer Zeit 
Anschlüsse benötigen, die neben hohen Download- auch 
hohe Uploadraten ermöglichen, sowie eine symmetrische 
Datenübertragung mit geringen Latenzzeiten und Paket-
verlustraten. Mittelfristig ist daher der intensivierte Aus-
bau einer Glasfaserinfrastruktur bis in die Gebäude hinein 
(FTTH/FTTB) erforderlich. Die Landesregierung sollte 
diesem Umstand daher in ihrer NGA-Strategie unbedingt 
ausreichend Rechnung tragen und die Kommunen bei der 
Planung von Ausbaumaßnahmen entsprechend beraten und 
durch geeignete Rahmenbedingungen unterstützen.

Investitionen durch passende Förderung 
ermöglichen

Die Wirtschaftskammern stehen grundsätzlich für 
marktwirtschaftliche Lösungen, doch diese stoßen 
an Grenzen, wenn der ländliche Raum angemessen 

mit schnellem Internet versorgt werden soll. Dort, wo der 
Markt nicht das gewünschte Ergebnis bringt, ist daher nach 
anderen Lösungen zu suchen. Mögliche Förderinstrumen-
te müssen dabei effektiv, effizient, technologieoffen, mit 
minimalem bürokratischem Aufwand und regional ausge-
glichen eingesetzt werden. Da Gewerbegebiete in der Praxis 
vielfach schlechter versorgt sind als Wohngebiete und teure 
Individuallösungen für kleine und mittlere Unternehmen 
häufig nicht finanzierbar sind, müssen Förderinstrumente 
speziell auch für Gewerbegebiete abrufbar sein. Die Ge-
bietskörperschaften sind aufgefordert, in geeigneter Form 
zu kooperieren, um einen bedarfsgerechten Breitbandaus-
bau für Gewerbe, Fachkräfte und Bürger vor Ort zu ermög-
lichen.

Forderungen von IHK und HWK

•	 Zügige Beseitigung der noch verbliebenen weißen und 
grauen Flecken in der Grundversorgung der Region.

•	 Flächendeckender Ausbau leistungs- und zukunftsfähiger 
Hochgeschwindigkeitsnetze mit mind. 50 Mbit/s und 
symmetrischen Up- und Downloadraten.

•	 Fortsetzung der Beratungstätigkeit des Breitband-Projekt-
büros Rheinland-Pfalz.

•	 Prüfung eines verstärkten Engagements der Kreise zur 
Nutzung möglicher Synergieeffekte.

•	 Nutzung von Einsparpotenzialen durch Bündelung von 
Verlegungsmaßnahmen und konsequente Leerrohrverle-
gung bei allen Tiefbauarbeiten.

Ausbau der Breitbandinfrastruktur – Zentraler Standortfaktor

D
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ie im Zuge der 
Neuaufstellung des 
„Bundesverkehrs-
wegeplans 2015“ 
veröffentlichten 
Prognosen des 
Bundesverkehrs-
ministeriums sehen 
von 2010 bis 2030 
einen Anstieg der 
Güterverkehrsleis-

tung um 38 Prozent voraus. 73 Prozent 
des Güterverkehrs werden 2030 auf der 
Straße abgewickelt. Ein leistungsfähi-
ges System aus Straßen, Schienennetz, 
Flughäfen und Wasserstraßen ist vor 
diesem Hintergrund auch in Zukunft die 

unabdingbare Voraussetzung, um eine 
angemessene Mobilität gewährleisten 
zu können. Hierzu muss es jedoch zeit-
nah gelingen, die seit Jahren bestehende 
Unterfinanzierung des Verkehrswege-
haushalts zu durchbrechen und über 
politische Lippenbekenntnisse hinaus 
eine solide Infrastrukturfinanzierung zu 
gewährleisten. Zusätzliche Belastungen, 
z.B. aus einer Erhöhung oder Auswei-
tung der LKW-Maut bzw. der Einfüh-
rung einer PKW-Maut, werden von der 
Wirtschaft abgelehnt. Sollte die öffentli-
che Hand dennoch diesen Weg wählen, 
sind die Einnahmen zweckgebunden zu 
verwenden und Nachteile für grenznahe 
Regionen auszuschließen.

Lückenschlüsse zügig 
realisieren

Auch in der Region Trier offenba-
ren sich leider die Folgen einer 
chronischen Unterfinanzierung, 

verstärkt durch zunehmende Konflik-
te mit den Belangen des Natur- und 
Umweltschutzes und eine schwindende 
Akzeptanz für Infrastrukturmaßnahmen 
in Teilen der Bevölkerung. Einige zen-
trale Projekte, die auf regionaler Ebene 
zur Gewährleistung einer ausreichenden 
Mobilität dringend benötigt werden und 
auch zu einer erheblichen Entlastung 
der etablierten Fernverkehrsstrecken 
beitragen könnten, warten hierdurch 
bereits seit Jahren auf eine dringend ge-
botene Realisierung. Während mit dem 
Bau der B 50 neu und dem Hochmosel-
übergang nach jahrelangem Rechtsstreit 
der Brückenschlag von der Eifel in 
den Hunsrück und das Rhein-Main-
Gebiet im Jahr 2018 in greifbare Nähe 
gerückt ist, klafft in der Eifel weiterhin 
eine Lücke in der A 1, ohne dass ein 
konkretes Ende bisher absehbar ist. Der 
A 1-Lückenschluss würde eine erheb-
liche Verbesserung der Erreichbarkeit 
der Hauptabsatzgebiete in Nordrhein-
Westfalen und eine unterbrechungsfreie 
Autobahnverbindung von Lübeck bis 
Spanien ermöglichen. Insbesondere auf 
der A 61 und B 51 könnte der Lücken-
schluss zudem eine deutliche Entlas-
tung bewirken. Es gilt, für die verblei-
benden Bauabschnitte zügig Baurecht 
zu erwirken und anschließend eine 
zeitnahe Finanzierung und Realisierung 
zu gewährleisten. Eine Aufnahme in die 
Kategorie „Vordringlicher Bedarf +“ 
des neuen Bundesverkehrswegeplans ist 
daher anzustreben.

Trier durch Nord- und 
Westumfahrung entlasten

Nord- und Westumfahrung Trier 
würden gemeinsam zu einer we-
sentlichen Entlastung des Trierer 

Talraums vom Durchgangsverkehr bei-
tragen und vor allem für die Industrie- 
und Gewerbegebiete im Trierer Süden 

Mobilität ist Zukunft – Infrastruktur erhalten, Engpässe beseitigen
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und im Raum Konz-Saarburg wichtige 
Wachstumsimpulse geben. Mit der 
Nordumfahrung Trier wäre zudem 
eine leistungsfähige Verknüpfung der 
Region Trier mit der Region Luxem-
burg/Lothringen/Wallonie möglich, 
was aufgrund der stark gestiegenen 
Pendlerverkehre in Verbindung mit den 
mittlerweile sehr intensiven wirtschaft-
lichen Verflechtungen der Region Trier 
mit Luxemburg zwingend notwendig 
ist. Damit möglichst beide Projekte 
mittelfristig realisiert werden können, 
setzen sich die Wirtschaftskammern für 
deren Aufnahme in den vordringlichen 
Bedarf des Bundesverkehrswegeplans 
2015 ein. Um eine kurzfristige Ent-
lastung im Bereich A 64 / B 52 zu 
ermöglichen, muss der durchgehend 
vierstreifige Ausbau dieser Strecke 
erfolgen. Insbesondere die zeitnahe 
Realisierung der Biewerbachtalbrücke 
ist hierbei zu forcieren. Möglichkeiten 
zur Optimierung der Leistungsfähig-
keit der bereits überlasteten Ehranger 
Brücke und der Anschlussstelle B 52 /                                    
A 602 sind darüber hinaus zu prüfen 
und ggf. umzusetzen. Ein durchgehen-
der dreistreifiger Ausbau ist für die 
B 51 zwischen Anschlussstelle Bitburg 
und Trier zu gewährleisten, da die Stre-

cke nach wie vor zu den am intensiv-
sten belasteten Strecken unserer Region 
zählt. Neben dem Ausbau der Infra-
struktur muss auch deren Erhaltung 
gewährleistet sein. Werden auftretende 
Schäden nicht zeitnah beseitigt, droht 
ein Investitionsstau, der später kaum 
noch zu finanzieren ist. In Anbetracht 
des teilweise miserablen Zustands 
zahlreicher Brückenbauwerke und der 
kommunalen Verkehrsinfrastruktur be-
steht insbesondere in diesen Bereichen 
großer Handlungsbedarf.

Schienen- und Wasserwege 
ausbauen

Die Wirtschaftskammern kritisie-
ren, dass eine bedeutende Tou-
rismusdestination, eine Univer-

sitätsstadt und wichtiges Oberzentrum 
wie Trier und die Hauptstadt Luxem-
burg mit europäischem Rang und Sitz 
diverser europäischer Institutionen ganz 
vom deutschen Fernverkehr abgekop-
pelt werden. Im Hinblick auf die im 
Dezember 2014 erfolgte Abkopplung 
der Region Trier vom Fernverkehr der 
DB AG sehen die Wirtschaftskammern 
daher Land und Bund in der Pflicht, 

gemeinsam Lösungen für eine Wieder-
anbindung Triers an den Fernverkehr 
zu erarbeiten. Im Bereich der Schiene 
sind zur Schaffung attraktiver, d. h. 
schneller und leistungsfähiger Verbin-
dungen, weitere Möglichkeiten zur 
Optimierung der Hauptstrecken zu 
prüfen. Bei der Eifelstrecke, als vorerst 
einziger Direktverbindung nach Köln, 
sollten hierbei ein zweigleisiger Ausbau 
und die Schaffung von Kreuzungs- und 
Überholmöglichkeiten erfolgen. 
Mit Blick auf eine stärkere Nutzung der 
Strecke für den Güter- und Personen-
verkehr sollte zudem die Möglichkeit 
einer Elektrifizierung geprüft werden. 
Mit dem Ziel einer zukunftsgerichteten 
Leistungssteigerung der europäischen 
Wasserstraße Mosel treten IHK und 
HWK für den zügigen Bau der zweiten 
Schleusenkammern ein, um bestehende 
Kapazitätsengpässe zu beseitigen. Den 
bislang angestrebten Ausbau bis zum 
Jahr 2036 gilt es deutlich zu beschleu-
nigen. Im Bereich des Luftverkehrs 
setzen sich die Kammern für eine kon-
sequente Fortsetzung der Sanierungsbe-
mühungen am Flughafen Hahn ein, um 
den für die Region wichtigen Flughafen 
zu erhalten und absehbar auf wirtschaft-
lich feste Beine stellen zu können.

13
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ÖPNV optimieren

Der Öffentliche Personennahver-
kehr (ÖPNV) sichert die unab-
hängige Mobilität aller Bevölke-

rungsgruppen und trägt wesentlich zur 
Entlastung der Straßen und Eindäm-
mung von Schadstoff- und Lärmemis-
sionen bei. Die Wirtschaftskammern 
fordern daher eine attraktivere Gestal-
tung des ÖPNV. Damit dieser von den 
Bürgern als wirkliche Alternative zum 
Individualverkehr wahrgenommen und 

für Fahrten von und zur Arbeitsstel-
le, für Einkaufsfahrten, touristische 
Verkehre, Behördengänge etc. genutzt 
wird, müssten sich die Qualität der 
eingesetzten Fahrzeuge, die Fahrzei-
ten und die Taktungen stärker an den 
Bedürfnissen der Kunden orientieren 
und damit auch marktwirtschaftliche 
Prinzipien berücksichtigen. Bahn- 
und Buslinien müssen sich im Sinne 
einer integrierten Verkehrsbedienung 
gegenseitig ergänzen und aufeinander 
abgestimmt sein. Gerade im ländlichen 

Raum gilt es, angesichts des demogra-
fischen Wandels und damit einherge-
hender sinkender Schülerzahlen neue 
Konzepte der Finanzierung zu finden, 
damit die Mobilität der nicht-motori-
sierten Bevölkerung auch außerhalb 
der Ballungsräume gesichert werden 
kann. Grundsätzlich ist jedoch auch in 
Zukunft kommerziellen Verkehren bei 
der Erbringung von ÖPNV-Leistungen 
Vorrang zu gewähren.

Forderungen von IHK und HWK

•	 Lücke in der A 1 zwischen AS 
Kelberg – AS Blankenheim zügig 
schließen.

•	 A 60 Lückenschluss AK Wittlich 
– AS Rheinböllen als vierstreifige 
B 50neu mit Hochmoselübergang 
fertigstellen.

•	 A 64 als Nordumfahrung Triers mit 
Anbindung an die A 1 realisieren.

•	 Direkt-Anbindung der B 51 an die 
A 64 als Westumfahrung Triers mit 
neuer Moselquerung umsetzen.

•	 B 51 zwischen A 60, AS Bitburg und 
Trier dreistreifig ausbauen.

•	 Eisenbahnstrecke Luxemburg-Trier-
Koblenz ausbauen.

•	 Eifelstrecke zweigleisig ausbauen 
und weitere Kreuzungs- und Über-
holmöglichkeiten schaffen sowie 
eine durchgehende Elektrifizierung 
prüfen.

•	 Trier wieder an den Schienenfernver-
kehr anbinden.

•	 PKW-Maut im Falle einer Einfüh-
rung regionalverträglich für die 
Grenzregion Trier ausgestalten.

© Landesmobilitätsdienst

ie Entwicklung des Einzelhandels ist 
auch in der Region Trier von einer 
hohen Dynamik gekennzeichnet. Die 
Marktanteile des Onlinehandels nehmen 
zu Lasten insbesondere des mittelständi-
schen Facheinzelhandels zu. Durch die 
Preispolitik des Onlinehandels wird es 
für stationäre Händler immer schwie-
riger, sich am Markt zu behaupten. Als 
Folge ist eine Verschiebung der einzel-
nen Vertriebsformen zu verzeichnen. 

Umso wichtiger ist es, lebendige Innenstädte zu sichern, die 
mit einem vielfältigen Angebotsmix aus Handel, Dienst-
leistungen, (Laden-)Handwerk und Gastronomie eine 
grundlegende Voraussetzung schaffen, um die Attraktivität 
der gesamten Region zu erhalten und weiter auszubauen. 
Zudem ist der Einzelhandel mit rund 13.600 Beschäftigten 
eine der wichtigsten Branchen der Region.

Innenstadtorientierte 
Einzelhandelsplanung

Nicht nur in der Region Trier hat es in der Vergangen-
heit vielerorts großflächige Einzelhandelsansiedlun-
gen mit innenstadtrelevanten Sortimenten in Rand-

lagen oder auf der „grünen Wiese“ gegeben. Regelmäßig 
berufen sich die politisch Verantwortlichen bei solchen 

Entscheidungen auf die Zwänge durch angebliche Inves-
toreninteressen sowie den interkommunalen Wettbewerb 
um Einzelhandelsansiedlungen. Resultat sind nicht selten 
Innenstädte, die an Profil verlieren, Leerstände aufweisen 
oder im Extremfall sogar drohen, ihre zentrale Versor-
gungsfunktion einzubüßen. Die kommunalpolitisch Verant-
wortlichen sind aufgefordert, Einzelhandelsansiedlungen 
mit innenstadtrelevanten Sortimenten in die Citylagen zu 
lenken, um dadurch die Attraktivität der Innenstädte lang-
fristig zu erhalten. Entsprechend formulierte kommunale 
Einzelhandelskonzepte, wie sie das Landesentwicklungs-
programm (LEP) IV seit 2008 vorschreibt, sind hierfür 
eine grundlegende Voraussetzung. Diese Konzepte können 
dazu beitragen, eine funktionale Arbeitsteilung zwischen 
Kerneinkaufsstadt und Randlagen sicherzustellen. Innen-
stadtrelevante Kernsortimente wie Bekleidung, Schmuck, 
Schuhe, Haushaltswaren etc. müssen in den zentralörtli-
chen Kerneinkaufsbereichen konzentriert werden. Nahver-
sorgungsrelevante Sortimente des täglichen Bedarfs wie 
Nahrungsmittel sind möglichst wohnortnah in Nahversor-
gungszentren zu konzentrieren, während nicht-innenstadtre-
levante Sortimente wie Baumarktbedarf auch in Randlagen 
angesiedelt werden können. Im ländlichen Raum gilt es, 
die Nahversorgung der Bevölkerung mit marktkonformen 
Mitteln zu sichern.

Regionaler Dialog Einzelhandel

Die Einzelhandelsattraktivität von Stadt- oder Ortsge-
meinden hängt maßgeblich von einer ausgewogenen 
Angebotsmischung ab. Insbesondere bei großflächi-

gen Ansiedlungen ist die Steuerung hinsichtlich des Stand-
orts unabdingbar. Einzelhandelsprojekte mit einer Verkaufs-
fläche von mehr als 2.000 Quadratmetern sind Mittel- und 
Oberzentren vorbehalten. In der Regel ist erst ab dieser 
Größe mit raumordnerisch bedeutsamen Auswirkungen zu 
rechnen, die einer regionalen Abstimmung bedürfen. Die 
Wirtschaftskammern engagieren sich gemeinsam mit dem 
Einzelhandelsverband für die Einrichtung eines „Regiona-
len Dialogs Einzelhandel“, welchen die IHK zu koordinie-
ren bereit ist. Ziel ist es, Handelsthemen von strategischer 
Relevanz über die Gemeindegrenzen hinaus zu diskutieren, 
gemeinsam nach Lösungsansätzen für die aktuellen Her-
ausforderungen in diesem Bereich zu suchen und raumord-
nerisch bedeutsame Einzelhandelsansiedlungen regional in 
einem möglichst großen gegenseitigen Einvernehmen zu 
koordinieren.

Regionalen Handel stärken

D
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2010 2030

Entwicklung des Güterverkehrs nach Verkehrsträgern 
2010 - 2030

Transportleistung in Mrd. tkm

Quelle: Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (2014): 
Verkehrsverflechtungsprognose 2030; Grafik: Wollscheid
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Professionelles Stadtmarketing

Damit City-, Stadt- und Standortmarketinginitiativen 
erfolgreich arbeiten können, müssen sie professionell 
umgesetzt werden. Ein sinnvolles Instrument des 

Stadtmarketings kann die Entwicklung von Business Im-
provement Districts (BID) sein, die jedoch einer Gesetzes-
grundlage auf Landesebene bedarf. In einigen Bundeslän-
dern existiert bereits ein entsprechendes Gesetz für BIDs, 
in Rheinland-Pfalz zum Redaktionszeitpunkt noch nicht. 
Ziel einer BID-Initiative ist die Aufwertung eines Quartiers, 
für die sich Hauseigentümer und Gewerbetreibende zu-
sammenschließen. Die durchzuführenden Maßnahmen zur 
Quartiersentwicklung – beispielsweise die Gestaltung des 
öffentlichen Raums betreffend – und das hierzu erforder-
liche Budget werden von den handelnden Akteuren selbst 
festgelegt. Das Besondere an BIDs ist, dass nach einem 
demokratischen Votum für das Maßnahmenkonzept alle 
gewerblichen Grundeigentümer als Nutznießer anteilig an 
der Finanzierung beteiligt werden. Auf diese Weise wird 
Trittbrettfahrerverhalten vermieden. Es sollte von politi-
scher Seite auf Landesebene möglichst zügig eine Geset-
zesgrundlage geschaffen werden, um bei Bedarf auch in der 
Region Trier BID-Initiativen gründen und als attraktives 
Stadtmarketinginstrument nutzen zu können.

Einkaufszentren am richtigen Standort

Innenstädte treffen seit Jahrzehnten auf ein starkes Ansied-
lungsinteresse der Entwickler von Einkaufszentren. Auch 
in der Region Trier gibt es bereits seit mehreren Jahren 

Meldungen über Ansiedlungswünsche verschiedener Inves-
toren. In Trier und Wittlich wurden bereits Einkaufszentren 
realisiert, in Bitburg wurde eine über lange Zeit verfolgte 
Planung letztlich nicht umgesetzt. Im Frühjahr 2013 wurde 
im Oberzentrum öffentlich über weitere Ansiedlungen 
diskutiert. Im Gespräch war die Errichtung von einem oder 
sogar zwei Einkaufszentren an den Standorten Europahalle 
und Simeonstraße. Zudem sollte eine frühzeitige Ent-
wicklungsvereinbarung zwischen der Stadt Trier und dem 
potenziellen Investor unterzeichnet werden, was jedoch 
– auch durch den Einsatz der Wirtschaftsorganisationen – 
verhindert werden konnte. Aufgrund der weitreichenden 
Folgen fordern wir bei Ansiedlungsvorhaben von Einkaufs-
zentren einen transparenten, ergebnisoffenen Prozess, der 
alle relevanten lokalen und regionalen Akteure aus Politik, 
Wirtschaft und Verwaltung einbezieht. Jeder Einzelfall 
bedarf dabei einer sorgfältigen Abwägung. Grundsätzlich 
ist eine die Innenstadt stärkende Einbettung in die stadt-
strukturelle Gesamtsituation erforderlich. Im Falle großer 
Einkaufszentren ist hierfür regelmäßig ein Standort in einer 
1A-Lage anzuraten. 

Forderungen von IHK und HWK

•	 Innenstadtorientierte Einzelhandelsansiedlungspolitik 
durch entsprechende kommunale Einzelhandelskonzepte 
und Bauleitplanung garantieren.

•	 Einrichtung eines „Regionalen Dialogs Einzelhandel“ zur 
Diskussion handelswirtschaftlicher Entwicklungen und 
großflächiger Einzelhandelsansiedlungen.

•	 Abstimmung über Ansiedlungsvorhaben von Einkaufs-
zentren in der Region Trier in einem transparenten, ergeb-
nisoffenen Prozess mit allen relevanten lokalen und regio-
nalen Akteuren aus Politik, Wirtschaft, Verwaltung.

•	 Schaffung einer Gesetzesgrundlage zur Einrichtung von 
Business Improvement Districts in Rheinland-Pfalz.

•	 Ausarbeitung wirtschaftsfreundlicher Werbe-, Gestal-
tungs- und Sondernutzungssatzungen im engen Dialog 
mit Gewerbe und Wirtschaftsorganisationen.

•	 Kommunale Investitionen zur Verbesserung der inner-
städtischen Standortbedingungen (Sicherheit, Sauberkeit, 
Gestaltung des öffentlichen Raums, Parkraumangebote, 
Verkehrsführung etc.) tätigen.
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er Tourismus in der 
Region Trier hat 
sich in den ver-
gangenen Jahren 
positiv entwickelt. 
So gibt es 887 
Beherbergungsbe-
triebe mit 57.836 
angebotenen Betten 
(Stand 2013). Dies 
entspricht einem 

Anteil von 26 Prozent der Beherber-
gungsbetriebe und 30 Prozent der an-
gebotenen Betten in Rheinland-Pfalz. 
In diesen Betrieben sind in den letzten 
Jahren rund sieben Millionen Über-
nachtungen p. a. gezählt worden. Das 
Verhältnis von Übernachtungen zur 
Einwohnerzahl ist in der Ferienregion 
mit Mosel, Eifel und Hunsrück mehr 
als 2,5-mal so hoch wie in Rheinland-
Pfalz. Damit spielt der Tourismus eine 
wesentliche Rolle für die Wertschöp-
fung in der Region, denn die Ausgaben 
der Tages- und Übernachtungsgäste 
kommen nicht nur den Hotels, Res-
taurants und Campingplätzen, sondern 
auch Handel, Handwerk und Teilen des 
Dienstleistungssektors zugute. Deshalb 
muss der Tourismus ein elementarer 
Bestandteil der Wirtschaftsförderung 
bleiben. Ausgaben für die touristische 
Infrastruktur helfen, die wirtschaftliche 
Zukunft von Städten und Gemeinden 
in unserer ländlich strukturierten Regi-
on zu sichern. Die mancherorts erhobe-
ne Fremdenverkehrsabgabe und der in 
Diskussion befindliche Tourismus- und 
Gästebeitrag sind, falls sie trotz der 
Bedenken der Wirtschaftskammern 
eingeführt werden sollten, zweckge-
bunden ausschließlich für touristische 
Maßnahmen zu verwenden.

Weiterentwicklung der 
Tourismusstrategie 2015: 
Chancen nutzen

Die Tourismusstrategie 2015 des 
Landes Rheinland-Pfalz be-
stimmt die touristische Zielrich-

tung und schafft für die Kommunen 
und Betriebe einen sicheren Planungs-

horizont. Die Schwerpunktthemen 
Wandern, Radwandern, Gesund-
heit und Wein passen zielgenau auf 
unsere Region und bieten eine gute 
Chance für eine erfolgreiche Wei-
terentwicklung. In Verbindung mit 
dem besonderen kulturellen Erbe als 
themenübergreifendem Element ergibt 
sich daraus ein hervorragendes Allein-
stellungsmerkmal, das konsequent 
herausgearbeitet und in Marketing-
maßnahmen umgesetzt werden muss. 
Die Wirtschaftskammern begrüßen die 
Investitionen der vergangenen Jahre in 
das regionale Rad- und Wanderwege-
netz. Damit verfügt die Region über 
einige qualitativ hochwertige Rad- und 
Wanderwege. Diese Voraussetzungen 
gilt es zu nutzen und weiter auszubau-
en mit dem Ziel, flächendeckend und 
nachhaltig gesichert eine hochqualitati-
ve touristische Infrastruktur vorweisen 
zu können. Diesen investiven Maß-
nahmen der Kommunen müssen dann 
dringend Privatinvestitionen folgen, die 
sich an den Wünschen der Zielgruppen 
orientieren. Zugleich ist es wichtig, 
ein zukunftsfähiges, qualitativ werti-
ges Angebot an Übernachtungs- und 
gastronomischen Betrieben zu sichern 
und auszubauen.

Stärkere interkommunale 
Kooperation und Einbindung 
der Betriebe 

Gäste kennen keine kommuna-
len oder regionalen Grenzen. 
Deshalb sind ein überregionales 

Tourismus- und Standortmarketing 
sowie eine themenorientierte, eng ab-
gestimmte regionale Zusammenarbeit 
unabdingbar. Durch die Bündelung 
von Ressourcen und Finanzen lässt 
sich nicht nur die Schlagkraft, sondern 
auch die angebotene Produktqualität 
erhöhen. Für eine erfolgreiche Positi-
onierung der Tourismusregion müs-
sen die touristischen Leistungsträger 
enger in die Entscheidungsfindung 
mit eingebunden werden. Nur wenn 
eine enge Verzahnung der touristisch 
Verantwortlichen in den Kommunen 

Tourismus: Mit neuen Strategien und Kooperation zum Erfolg
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mit den gastronomischen Betrieben 
erfolgt, kann eine an den Bedürfnissen 
der Urlaubsgäste orientierte Maßnah-
menplanung gewährleistet werden. 

Auf Regionalität und Qualität 
setzen

Die Regionalinitiativen von Eifel, 
Mosel und Hunsrück werden mit 
dem Ziel, die Zusammenarbeit 

von Wirtschaftsakteuren, Politik und 
Verwaltung zu intensivieren, von den 
Wirtschaftskammern unterstützt. Durch 
den vorhandenen Netzwerkcharakter 
entstehen Synergien, die es ermögli-
chen, die in der Region vorhandenen 
touristischen Potenziale und Chancen 
schneller zu erkennen und besser zu 
bündeln. Der Qualitätsgedanke, den 
die Regionalinitiativen ihren Konzep-
ten zur Schaffung einer Dachmarke zu-
grunde gelegt haben, muss konsequent 
weiter getragen werden. Die Ansprü-
che der Gäste sind in den vergangenen 
Jahren kontinuierlich gestiegen. Nur 
durch hochqualitative Angebote und 
die konsequente Einbindung regionaler 
Erzeugnisse können Eifel, Mosel und 
Hunsrück ihre Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber anderen Ferienregionen 
nachhaltig steigern. Auch der neue 
Nationalpark Hunsrück-Hochwald 

bietet Chancen für die touristische 
Entwicklung und setzt ebenfalls den 
Schwerpunkt auf Regionalität und 
Authentizität. Um den Nationalpark 
als touristisches Alleinstellungsmerk-
mal zu positionieren, sind ausreichend 
finanzielle Mittel seitens der Landesre-
gierung zur Verfügung zu stellen. 

Synergien zwischen Kultur und 
Tourismus schaffen

Die Region Trier kann auf ein 
enormes Potenzial an Kulturgü-
tern und eine vielfältige Museen-

landschaft zurückgreifen. Die offen-
sichtlichen Synergien zwischen Kultur 
und Tourismus gilt es zu nutzen, um 
das historische Erbe in Verbindung mit 
hochrangigen kulturellen Veranstaltun-
gen noch stärker und professioneller 
als bisher auf dem Tourismusmarkt zu 
positionieren. Investitionen in diesem 
Bereich bieten die Möglichkeit, neue 
Wertschöpfungsketten zu entwickeln, 
und leisten einen deutlichen Beitrag 
zur Imageförderung und zur Steige-
rung der Lebensqualität. Die verschie-
denen Projekte der Initiative Region 
Trier e.V. (IRT) zeigen Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit auf. Ein Beispiel 
ist die Kulturbörse, die erstmals im 
Jahr 2014 stattfand. Über 50 Kulturak-

teure präsentierten ihr Angebot. Tou-
ristiker und Mitarbeiter von Hotellerie 
und Gastronomie konnten sich infor-
mieren, austauschen und gemeinsame 
Angebote erarbeiten. Die von der IRT 
initiierten Workshops im Bereich Soci-
al Media sowie die neu entwickelte di-
gitale Kultur- und Freizeitkarte leisten 
zusätzlich einen Beitrag zur Vernet-
zung und erfolgreichen Vermarktung 
des touristisch-kulturellen Angebots 
der Region Trier im Online-Bereich.

Forderungen von IHK und HWK

•	 Investitionen in die touristische 
Infrastruktur nachhaltig sichern.

•	 Hohes Niveau des regionalen Rad- 
und Wanderwegenetzes weiter 
ausbauen.

•	 Qualitativ hochwertiges Angebot an 
Übernachtungs- und gastronomi-
schen Dienstleistungen stärken.

•	 Alleinstellungsmerkmale im Marke-
ting herausarbeiten und durch profi-
lierte Kulturangebote unterstützen.

•	 Bestehende touristische Abgaben 
ausschließlich für touristische Zwe-
cke einsetzen.

•	 Keine Einführung weiterer Fremden-
verkehrs- und Gästebeiträge; falls 
doch, ist die Mitbestimmung der 
Beitragspflichtigen sicherzustellen.

•	 Konsequente Umsetzung der Tou-
rismusstrategie Rheinland-Pfalz auf 
kommunaler Ebene.

•	 Arbeitsteilig abgestimmte regionale 
Zusammenarbeit zur Bündelung von 
Ressourcen und Finanzen.

•	 Engere Verzahnung der touristisch 
Verantwortlichen mit den Leistungs-
trägern.

•	 In Regionalinitiativen und deren 
Dachmarkenstrategien auf Qualität 
und Regionalität setzen mit dem 
Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit zu 
erhöhen.

•	 Synergien zwischen Kultur und Tou-
rismus weiter ausbauen.

•	 Bereitstellung ausreichender fi-
nanzieller Mittel für eine optimale 
touristische Positionierung des neuen 
Nationalparks Hunsrück-Hochwald.

Landkreis Trier-Saarburg
18%

Übernachtungen in der Region Trier (2013)
in Prozent

Gesamtanzahl Übernachtungen: 6.854.430

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz; Grafik: Wollscheid
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ie Region Trier ist gut vernetzt. Die 
Akteure aus Politik, Verwaltung, Wis-
senschaft, Kultur und Wirtschaft pflegen 
regelmäßige Kontakte, auch über politi-
sche und weltanschauliche Unterschiede 
hinweg. Damit ist eine wichtige Voraus-
setzung erfüllt, um die Region zukunfts-
fähig zu machen. Standortanalysen 
zeigen nämlich regelmäßig auf, dass ein 
funktionierendes regionales Netzwerk 
ein entscheidender Erfolgsfaktor ist. 

In dieser Hinsicht ist die Region Trier gut aufgestellt, der 
regionale Verbund funktioniert.

Initiative Region Trier stärken

Eine wichtige Klammer für die regionalen Partner ist die 
Initiative Region Trier e. V. (IRT). Der Verein wurde 
1994 gegründet. Er umfasst Kommunen wie etwa die 

vier Landkreise der Region und die Stadt Trier, öffentliche 
Verwaltungen, Hochschulen, Verbände, Gewerkschaften, 
Unternehmen und Einzelpersonen. Plattform für die inhalt-
liche Arbeit und die Aktivitäten der IRT sind zwei Foren: 
Zum einen das Forum KulturGenussRegion Trier, zum an-
deren das Forum Wirtschaftsregion Trier. Damit wurde eine 

Grundlage geschaffen, um regional bedeutsame Projekte 
anzustoßen wie beispielsweise einen Imageflyer für die Re-
gion, eine Veranstaltungsreihe zur Gestaltung des demogra-
fischen Wandels oder eine digitale Kultur- und Freizeitkarte, 
die u.a. über die Homepage www.initiative-region-trier.de 
zugänglich ist. Außerdem kann die Region durch die IRT 
gemeinsame regionalpolitische Standpunkte abstimmen 
und diese offensiv gegenüber Mainz und Berlin vertreten. 
Beispiele für regional wichtige Themen, zu denen sich die 
IRT öffentlichkeitswirksam positioniert hat, sind die Versor-
gung mit Breitbandinfrastruktur, der Bundesverkehrswege-
plan mit der Forderung nach leistungsfähigen Fernstraßen, 
die Bahnanbindung der Region sowie die PKW-Maut mit 
ihren spezifischen Problemstellungen für die Grenzregion. 
Durch eine Organisationsreform vor fünf Jahren wurde die 
IRT deutlich verschlankt. Die Geschäftsstelle mit haupt-
amtlichem Personal wurde in eine ehrenamtliche Struktur 
überführt. Heute liegt die Geschäftsführung der IRT bei der 
IHK, welche diese Aufgabe unentgeltlich ausführt, unter-
stützt durch die Handwerkskammer. Durch die Organisati-
onsreform der IRT ist es gelungen, die Arbeit effizient und 
kostengünstig zu gestalten, was sich auch in einer deutli-
chen Absenkung der Mitgliedsbeträge niedergeschlagen hat. 
Dies hat dazu beigetragen, den Landkreis Vulkaneifel, der 
zwischenzeitlich ausgetreten war, zu einer Rückkehr in die 
IRT zu bewegen – ein wichtiges Signal für die Einheit der 

Regionale Schlagkraft erhöhen
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Mit dem Ziel, das gesellschaftliche Engagement in der Region voranzubringen und die 
Vernetzung regionaler Akteure zu fördern, haben sich im September 2014 engagierte 
Unternehmen mit Vereinen, Bildungseinrichtungen und Kammern zusammengeschlossen 
und vier Projekte angestoßen.
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Großregion leben

In unserer Region, mit ihrer besonderen geografischen 
Lage, darf die Netzwerkarbeit nicht an den nationalen 
Grenzen halt machen. Die wirtschaftliche Entwicklung 

der Region Trier hängt stark von den Verflechtungen mit 
den Nachbarländern ab, insbesondere Luxemburg. Die 
Kammern kümmern sich deshalb in verschiedenen Netz-
werken wie etwa dem Wirtschafts- und Sozialausschuss der 
Großregion (WSAGR) sowie dem Interregionalen Rat der 
Handwerkskammern der Großregion (IRH) um einen funk-
tionierenden Binnenmarkt. Beim freien Warenverkehr, der 
Niederlassungsfreiheit, der Arbeitnehmerfreizügigkeit und 
im grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehr konnten in 
den letzten Jahren Markthemmnisse abgebaut werden, auch 
wenn die konkreten Fortschritte oft viel Zeit in Anspruch 
genommen haben. Es gibt jedoch noch immer Barrieren, 
etwa bei öffentlichen Ausschreibungen oder der gegenseiti-
gen Anerkennung von Bildungsabschlüssen. IHK und HWK 
arbeiten mit ihren Partnern aus der Großregion daran, auch 
die verbliebenen Hindernisse Schritt für Schritt abzubauen.

Forderungen von IHK und HWK 

•	 Freiwillige Selbstverpflichtung aller wichtigen Akteure, 
sich engagiert in die regionalen Initiativen einzubringen.

•	 Effiziente Koordination der Aktivitäten und Projekte der 
regionalen Einrichtungen und Initiativen.

•	 Klare Definition der Aufgaben und Schnittstellen zwi-
schen den einzelnen Akteuren zur Vermeidung von 
Doppelarbeiten.

•	 Verstärktes Engagement der regionalen Partner in den 
Gremien der Großregion.

•	 Abbau administrativer Hemmnisse im grenzüberschreiten-
den Wirtschaftsverkehr fortsetzen.

Region Trier. Trotz aller positiven Entwicklungen muss es 
jedoch noch mehr als bisher gelingen, wirklich alle zentra-
len Akteure zu einem aktiven und abgestimmten Handeln 
für die Region zu motivieren.

Planungsgemeinschaft, Regionalinitiativen, 
Wissenschaftsallianz

Um spezifische Themen und Ziele kümmern sich 
weitere Organisationen und Netzwerke in der Region 
Trier. Die kommunal verfasste Planungsgemeinschaft 

Region Trier ist für die Regionalplanung und Aufgaben 
der Regionalentwicklung zuständig. Als Pflichtaufgabe der 
kommunalen Selbstverwaltung obliegt ihr die Aufstellung 
und Fortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans. 
Die Regionalinitiativen für Eifel, Mosel und Hunsrück ver-
folgen das Ziel, die Identität des jeweiligen Raumes zu stär-
ken und die Standortfaktoren vor Ort zu verbessern. Dabei 
ist auch die Außenwirkung wichtig, um z. B. Unternehmen, 
Fachkräfte oder Touristen anzuziehen. Neu geschmiedet 
wurde auf Initiative der beiden ansässigen Hochschulen die 
Wissenschaftsallianz Trier. Ihr Ziel ist die weitere Ver-
netzung von in Trier und Umgebung angesiedelten Hoch-
schulen, wissenschaftlichen Einrichtungen, Kammern und 
Unternehmen zur Stärkung des Wissenschafts- und Wirt-
schaftsstandorts Trier. IHK und HWK sind in diese und wei-
tere Netzwerke aktiv eingebunden. Die Wirtschaftskammern 
sehen es als ihre Aufgabe an, zur Koordination der einzelnen 
Initiativen beizutragen, um Doppelarbeiten oder 
gar sich widersprechende Aktivitäten zu vermeiden. 

21
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iele regionale 
Unternehmen be-
richten von kurzen 
Wegen zu den 
kommunalen Ver-
waltungen. Die Be-
reitschaft, Geneh-
migungsprozesse 
zügig umzusetzen 
und bei Problemen 
gemeinsame Lö-

sungen zu finden, ist vielerorts ausge-
prägt. Dennoch bestehen offensichtlich 
weiterhin Verbesserungspotenziale auf 
dem Weg zu einer mittelstandsfreund-
lichen Verwaltung. Eine IHK-Umfrage 
vom Frühjahr 2014 hat ergeben, dass 
die regionalen Betriebe die Qualität, 
Transparenz und Schnelligkeit von 

Genehmigungsverfahren, ebenso wie 
die Unternehmensorientierung der Ver-
waltung, nur mit der Schulnote „3-“ 
bewerten. Das muss nicht heißen, dass 
die meisten Verwaltungen schlecht ar-
beiten, denn der Bürokratiedschungel 
in Deutschland ist dicht und die Kom-
plexität von Genehmigungsverfahren 
damit entsprechend hoch. Hieran 
können die Verwaltungen vor Ort zu-
nächst nur bedingt etwas ändern. Das 
darf aber kein Vorwand sein, mögliche 
Verbesserungen nicht anzugehen. IHK 
und HWK haben jüngst ihre gemeinsa-
me Checkliste „Wirtschaftsfreundliche 
Kommune“ aktualisiert und erweitert. 
Die kommunalen Entscheidungsträ-
ger aus Politik und Verwaltung haben 
damit ein Instrument an der Hand, das 

ihnen prägnant Ansätze aufzeigt, wie 
durch eine Optimierung der kommu-
nalen Strukturen und Standortbedin-
gungen Wachstum und Beschäftigung 
konkret gestärkt werden können. 

Unternehmensorientiertes 
Verwaltungshandeln stärken

Ohne erfolgreiche Unternehmen 
gibt es keine Wertschöpfung, 
Beschäftigung und Steuerein-

nahmen. Daher ist es gerechtfertigt, 
Unternehmen als „Schlüsselkunden“ 
bevorzugt zu behandeln. Die Kom-
munen sollten für komplexe Verfah-
ren einen zentralen Ansprechpartner 
definieren, der Unternehmen während 

Kommunalverwaltungen: Mittelstandsfreundlichkeit leben

V
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eines gesamten Verwaltungsakts als 
zuständige Kontaktperson und Verfah-
renslotse begleitet. Komplexe Geneh-
migungsverfahren und Anträge sollten 
zudem durch Runde Tische flankiert 
werden, die Firmen Gelegenheit 
bieten, direkt mit allen zuständigen 
kommunalen Genehmigungsstellen zu 
sprechen, um gemeinsam Lösungen 
zu finden. Für regelmäßig wiederkeh-
rende Verwaltungsakte sollten aktuelle 
Checklisten und Leitfäden vorgehal-
ten werden. Ein weiterer Baustein 
wirtschaftsfreundlichen Verwaltungs-
handelns sind über die gesetzlichen 
Vorgaben hinausgehende Fristenrege-
lungen mit Selbstbindungscharakter 
der Verwaltung zur Verfahrensbe-
schleunigung. Um aus Fehlern zu 
lernen, ist ein strukturiertes Beschwer-
demanagementsystem für gewerbli-
che Kunden sinnvoll. Regelmäßige 
Zufriedenheitsbefragungen der lokalen 
Unternehmerschaft sind ein weiteres 
Instrument, um die Leistungen der 
Behörden gegenüber der Wirtschaft zu 
optimieren. Hierauf aufbauend bietet 
es sich an, die kommunalen Leistun-
gen und Prozesse auf ihre Wirtschafts-
freundlichkeit hin auditieren zu lassen. 
In der vergangenen Dekade haben 
etliche Verwaltungen in Deutschland 
diesen Weg gewählt. Um bei den 
eigenen Unternehmen zu punkten, ist 
es gar nicht nötig, „das Rad neu zu 
erfinden“, sondern es können zunächst 
Leuchtturmbeispiele anderer Kom-
munen herangezogen werden, wie sie 
beispielsweise im von den rheinland-
pfälzischen Kammern unterstützten 
Wettbewerb des Wirtschaftsministeri-
ums „Wirtschaftsfreundliche Kommu-
ne“ jährlich kommuniziert werden. 

Wirtschaftsfreundliche 
kommunale Standortpolitik 

Auch im digitalen Zeitalter findet 
das Wirtschaften im Raum statt. 
Daher gehört es zu den Kernauf-

gaben der Kommunen, Gewerbeflä-
chen in verkehrsgünstig erschlossenen 
Lagen zu attraktiven Konditionen be-
reitzustellen und diese auch möglichst 
professionell zu vermarkten. Hier steht 
beispielsweise der ISB-Standortfinder 
zur Verfügung, in dem die Kommunen 
ihre Angebote regelmäßig aktualisie-
ren sollten. Vor dem Hintergrund der 
aktuellen demografischen Entwick-
lung ist es sinnvoll, die Innen- vor der 
Außenentwicklung grundsätzlich zu 
priorisieren. Dies darf jedoch nicht zu 
einer unangemessenen Einschränkung 
der wirtschaftlichen Entfaltungsmög-
lichkeiten von Unternehmen führen. 
Im Rahmen der Bauleitplanung sind 
private und gewerbliche Nutzungen 
daher vorausschauend zu trennen und 
bei entsprechendem Bedarf langfristi-
ge Entwicklungs- und Umsiedlungs-
optionen, z. B. in Form von „Gewer-
beflächenkarussellen“, aufzuzeigen. 
Wirtschaftsfreundliches kommunales 
Handeln heißt auch, dass sich die 
Kommune auf ihre hoheitlichen 
Aufgaben konzentriert und keinesfalls 
mit privaten Anbietern in Wettbewerb 
tritt, wo diese ein zumindest gleich-
wertiges Angebot in Qualität und Preis 
zur Verfügung stellen können. Städte, 
Gemeinden und Kreise sind daher 
aufgefordert, Privatisierungspoten-
ziale konsequent auszuschöpfen und 
die eigene wirtschaftliche Betätigung 
auf das durch § 85 der Gemeindeord-
nung Rheinland-Pfalz vorgegebene 
Niveau einer „echten Subsidiarität“ 
zu beschränken. Kommunale Aufträge 
sind so auszuschreiben, dass regionale 
KMU faire Zuschlagschancen erhalten.

Interkommunale Kooperation 
ausbauen

Trotz verschiedentlicher Zusam-
menarbeit zwischen Kommunen 
hört das Verwaltungshandeln 

immer noch häufig an den Gemeinde-
grenzen auf. Dabei ließen sich durch 
die verstärkte interkommunale Ko-
operation Effizienzreserven heben und 
damit Standortbedingungen verbes-
sern. So gibt es immer noch Städte 
in der Region, in der zwei Rathäuser 
nebeneinander angesiedelt sind – mit 
entsprechenden Kosten für Wirtschaft 
und Bürger. Es gilt, die Zusammenar-
beit zwischen Verwaltungseinheiten 
auf mögliche Doppelarbeiten zu über-
prüfen und entsprechende Verschlan-
kungen umzusetzen. Ein weiteres 
Feld, das interkommunale Koopera-
tion erfordert, sind die professionelle 
Vermarktung von Gewerbeflächen und 
eine die Gemeindegrenze überschrei-
tende Wirtschaftsförderungs- und 
Ansiedlungspolitik. Der Industriepark 
Region Trier in Föhren ist ein Beispiel 
für eine gelungene interkommunale 
Kooperation, die die Region Trier 
wirtschaftlich stärkt. 

Forderungen von IHK und HWK

•	 Unternehmen als Schlüsselkun-
den der Verwaltung definieren und 
behandeln.

•	 Gemeinden, Städte und Kreise als 
wirtschaftsfreundliche Kommune 
auditieren lassen.

•	 Verfahrenslotsen und Antragskon-
ferenzen bei komplexen Genehmi-
gungsverfahren fest etablieren.

•	 Parallelstrukturen und -prozesse 
durch verstärkte interkommunale 
Kooperation beseitigen.

•	 Optimierte Gewerbeflächenauswei-
sungen: Lage, Verkehrsanbindung, 
Vermarktung, Flächenkarusselle.

•	 Kommunale Leistungen regional- 
und KMU-freundlich ausschreiben.
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n der IHK-Standortzufriedenheitsumfrage haben die 
regionalen Unternehmen dem Faktor „Niveau kommu-
naler Steuern und Abgaben“ mit einer 3,4 die fünft-
schlechteste Zensur unter 20 zu bewertenden Faktoren 
erteilt. Grund hierfür ist nicht primär, dass Unterneh-
men eine grundsätzliche Aversion gegen Abgaben 
hegen, sondern eine Erhöhungswelle der Gewerbe- und 
Grundsteuerhebesätze in den vergangenen Jahren, die 
ihresgleichen sucht. Nach einer Auswertung der IHK 
Trier gab es 2014 377 Erhöhungen der Gewerbe- und 
der Grundsteuer B. Bereits in den Vorjahren hatten 

Städte und Gemeinden die kommunalen Steuern massiv 
nach oben geschraubt. 2013 waren 170 und 2012 sogar 312 
Hebesatzerhöhungen zu verzeichnen. 

Kommunale Haushalte sanieren

Die Mittelzentren und das Oberzentrum der Region Trier 
waren 2013 mit rund 860 Millionen Euro verschuldet. 
Hiervon entfällt der Löwenanteil von über 700 Millio-

nen auf die Stadt Trier. Auf regionaler Ebene kommen dann 
noch die Schulden der übrigen Gebietskörperschaften von 
der Ortsgemeinde bis zur Kreisebene hinzu. Da es keine Al-
ternative sein darf, diese Lasten unseren Kindern aufzubür-
den, müssen die Kommunalhaushalte wieder ins Gleichge-
wicht gebracht werden. Angesichts der oben beschriebenen 
massiven Steuer- und Abgabenerhöhungen kommt hierfür 
nur eine Konsolidierung über die Ausgabenseite in Betracht. 
Die Kommunen sind aufgefordert, sich auf ihre Kernaufga-
ben zu konzentrieren und „Prestige-Projekte“ mit konsumti-
vem Charakter bis zur Erreichung eines Haushaltsausgleichs 
zurückzustellen. Gleichzeitig müssen Bund und Land durch 
eine angemessene Ausgestaltung der Finanzausgleichsbezie-
hungen sowie die strikte Einhaltung des Konnexitätsprinzips 
dafür sorgen, dass Städte und Gemeinden in die Lage ver-
setzt werden,  ihren Haushalt aus eigener Kraft zu sanieren. 

Demografischen Wandel 
gestalten 

Bereits heute ist absehbar, dass die ländlichen Gebiete 
der Region Trier teilweise deutlich an Einwohnern 
verlieren werden. Bei gleichbleibenden Fixkosten 

müssten entweder kommunale Abgaben drastisch erhöht 
oder neue Schulden aufgenommen werden. Beides wür-
de die Standortqualität nachhaltig beeinträchtigen und ist 
deshalb keine Option. Die kommunale Infrastruktur ist 
daher, auch wenn dies im Einzelfall schmerzlich sein sollte, 
rechtzeitig der absehbaren Bevölkerungsentwicklung an-
zupassen. Möglichkeiten interkommunaler Kooperationen 
sind noch stärker zu nutzen, um gemeinsam Einrichtungen 
auszulasten. Wo entsprechende Potenziale bestehen, sind 
konsumtive Ausgaben zu reduzieren und Investitionen 
in die Standortattraktivität, ggf. auch in Form öffentlich 
privater Zusammenarbeit, umzusetzen. Die flächendeckende 
Einführung der Doppik ermöglicht interkommunale Kenn-
zahlenvergleiche. Die Ergebnisse eines solchen Benchmar-
kings können durch Effizienzgewinne zur Haushaltskonsoli-
dierung beitragen. 

Forderungen von IHK und HWK 

•	 Durchgehende Beachtung des Konnexitätsprinzips.
•	 Haushaltskonsolidierung über die Ausgabeseite; Verzicht 

auf konsumtive Ausgaben.
•	 Keine weiteren Erhöhungen der Hebesätze von Gewerbe-

steuer und Grundsteuer B.
•	 Erstellung längerfristiger Budgetpläne mit dem finalen 

Ziel des Haushaltsausgleichs.
•	 Anpassung der kommunalen Infrastruktur an die abseh-

bare Bevölkerungsentwicklung und Intensivierung der 
gemeinsamen Nutzung kommunaler Einrichtungen. 

Kommunalhaushalte zukunftsfähig gestalten

I
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er Energiemarkt insbesondere auch in 
der Region Trier hat sich in den letzten 
Jahren stark gewandelt. So hat das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) zu ei-
ner Neuausrichtung des Energie-Mixes 
hin zu wachsenden Anteilen regenerati-
ver Energien beigetragen. Nach Anga-
ben der Verteilnetzbetreiber betrug der 
Anteil des regenerativ erzeugten Stroms 
am Gesamtstromverbrauch der Region 
im Jahr 2012 bereits 64,7 Prozent. Dies 

entspricht einer Steigerung seit dem Jahr 2007 um 43 Pro-
zent. Diese Entwicklung wird sich in den nächsten Jahren 
weiter verstärken. Die klimapolitischen Ziele der EU und 
der Bundesrepublik Deutschland haben erhebliche Auswir-
kungen auf den Energiemarkt und stellen neue Herausforde-
rungen an die Energieproduktion und -versorgung. IHK und 
HWK sehen sowohl die Risiken als auch die Chancen dieser 
neuen Herausforderungen. Einerseits profitieren zahlreiche 
Unternehmen der Region Trier vom Ausbau regenerativer 
Energien. Es sind innovative Unternehmen entstanden, die 
Arbeitsplätze und Wertschöpfung in der Region geschaffen 
haben. Dies vor allem im Bereich der Windkraft, aber auch 
im Bereich Biomasse und Solarenergie – sowohl im Anla-
genbau und der Zulieferung als auch im Dienstleistungssek-
tor und im Anlagenbetrieb. Gleichzeitig steigen die Ausbau-
bedarfe von Leitungsnetzen und technischen Anlagen. Im 
Hinblick auf die Errichtung von Windkraft-, Photovoltaik- 
und Biomasseanlagen verschärft sich zunehmend der Flä-
chenwettbewerb mit anderen Nutzungsformen. Zusätzlich 
entstehen neue Geschäftspotenziale durch die Notwendigkeit 
von Energieeffizienzsteigerungen. Andererseits wird dieser 
Umbau der Energielandschaft durch massive Subventions-
zahlungen vorangetrieben, die preistreibend wirken und den 
marktwirtschaftlichen Wettbewerb weitgehend außer Kraft 

setzen – insbesondere auch zu Lasten der gewerblichen Ver-
braucher. Zentrales Ziel muss es daher sein, die Energiewen-
de durch eine größere Marktorientierung bei größtmöglicher 
Versorgungssicherheit kostengünstiger zu gestalten. Auch 
längerfristig wird Versorgungssicherheit nur in Kombination 
herkömmlicher mit erneuerbaren Energien zu erreichen sein. 

Energieformen sinnvoll kombinieren

Die Ziele einer sicheren, preisgünstigen und umwelt-
verträglichen Energieversorgung müssen in Einklang 
gebracht werden. Hierzu bedarf es eines ausgewoge-

nen Mix aus regenerativen und konventionellen Energien 
und einer Integrationsstrategie, durch die unterschiedliche 
Energieträger und -formen effizient miteinander kombiniert 
werden können. Neben Energieeffizienzverbesserungen 
muss zum Erreichen der Energieeinsparziele der Wärme-
sektor stärker berücksichtigt werden. Der Wärmebereich ist 
mit einem Verbrauchsanteil von über 40 Prozent der Primär-
energie in Deutschland der eigentliche „schlafende Riese“ 
der Energiewende, dessen Potenzial verstärkt gehoben 
werden muss. Zur Mobilisierung privaten Kapitals kann 
es daher sinnvoll sein, auch eine steuerliche Abschreibung 
energetischer Sanierungsmaßnahmen zu ermöglichen.

Intelligente Stromnetze und Speichertechnologien 
entwickeln

Das regionale Stromnetz wird zukünftig über einen sehr 
hohen Anteil volatiler Energien verfügen. Diese Ka-
pazitäten sind perspektivisch nicht verloren, wenn sie 

sich mit einem intelligenten Stromnetz, einem Smart Grid, 
nutzen lassen. Zur Erschließung dieser Potenziale bedarf 

Wirtschaftsfreundliche Energieversorgung gewährleisten

D
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es zukünftig einer engen Verknüpfung und Koordination 
der dezentral verteilten regionalen Energieproduzenten und 
-konsumenten. Ein wichtiger Baustein dieses Prozesses liegt 
in der Entwicklung leistungsfähiger Energiespeichersyste-
me. Dies ist zurzeit eine der größten Herausforderungen, 
die es beim Aufbau eines Smart Grid auf regionaler Ebene, 
insbesondere auch planungsrechtlich, zu bewältigen gilt.

Umweltschutz mit Augenmaß

Die Unternehmen in der Region Trier leiden unter einer 
kaum noch überschaubaren Flut von Umweltvorschrif-
ten aller staatlichen Ebenen, die zudem untereinander 

oft nicht abgestimmt sind und so deren wirtschaftliche Ent-
wicklung behindern. Die Wettbewerbsfähigkeit der Region 
Trier im internationalen Kontext wird durch „Übererfüllung“ 
von EU-Vorgaben zusätzlich belastet. Dabei leistet die Wirt-
schaft schon viel für den Umweltschutz: Trotz wachsender 
Produktion in den vergangenen Jahren sind die Belastungen 
von Umwelt und Natur nachweislich gesunken. Die heimi-
sche Wirtschaft akzeptiert das Vorsorgeprinzip als umwelt-
politische Leitlinie, wenn die angestrebten Maßnahmen in 
einem angemessenen Verhältnis zu den unternehmerischen 

Belangen stehen. Eigeninitiativen und Selbstverpflichtungen 
der Wirtschaft sollte grundsätzlich Vorrang vor staatlichen 
Vorschriften eingeräumt werden.

Forderungen von IHK und HWK

•	 Umweltschutzvorgaben mit Augenmaß umsetzen.
•	 Eine sichere und bezahlbare Energieversorgung 

gewährleisten.
•	 Energieformen technisch und wirtschaftlich effizient 

kombinieren.
•	 Netzausbau beschleunigen.
•	 Regionale Stärken im Bereich erneuerbarer Energien 

wirtschaftsfreundlich ausbauen.
•	 Stärkere Fokussierung auf den Wärmesektor und auf 

Energieeffizienz.
•	 Auflösung des Sanierungsstaus bei öffentlichen Gebäuden.
•	 Aufbau eines intelligenten Stromnetzes und leistungs-

fähiger Speichertechnologien.

Nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) geförderte 
Stromeinspeisung aus erneuerbaren Energien1 2011

in Millionen Kilowattstunden

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz; Grafik: Wollscheid
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 1 Einschließlich Stromeinspeisung aus Wasserkraftwerken ab 5 Megawattleistung, soweit 
sie keine Förderung nach EEG erhalten
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Anstrengungen aller regionalen Partner intensivieren, mit 
dem Ziel, Qualität und Image der Region Trier für Fach-
kräfte weiter zu verbessern.

Anwerbung ausländischer Fachkräfte, Einbindung von 
Asylbegehrenden in den regionalen Arbeitsmarkt und 
Schaffung einer ausgeprägten Willkommenskultur in der 
Region Trier.

Duale Ausbildung als Premiumprodukt gemeinsam weiter-
entwickeln und eine angemessene Raum-, Sach- und Perso-
nalausstattung der Schulen sicherstellen. 

Gezielte Berufsorientierung für Schülerinnen und Schüler 
aller Schularten in enger Kooperation mit der Wirtschaft 
gewährleisten.

F 
lächendeckenden Ausbau einer leistungs- und zukunfts-

fähigen regionalen Breitbandinfrastruktur beschleunigen.

Bedarfsgerechter Ausbau der regionalen Straßenverkehrs-
infrastruktur, insbesondere Lückenschluss der A 1, Bau der 
B 50neu mit Hochmoselübergang und Realisierung von 
West- und Nordumfahrung Triers.

Sicherstellung einer innenstadtorientierten Ansiedlungs-
politik großflächiger Einzelhandelsbetriebe durch ent-
sprechende kommunale Planungen und Etablierung eines 
Regionalen Dialogs Einzelhandel.

Keine Einführung weiterer Fremdenverkehrs- und Gäste-
beiträge; zumindest jedoch Sicherstellung der Mitbestim-
mung der Beitragspflichtigen.

Effiziente Koordination von Aktivitäten und Kooperation 
von Einrichtungen auf regionaler Ebene zur Vermeidung 
von Doppelarbeiten und Parallelstrukturen.

Kommunale Leistungen regional- und KMU-freundlich 
ausschreiben.

Kommunale Haushaltskonsolidierung über die Ausga-
benseite durch reduzierte konsumtive Ausgaben und unter 
Verzicht auf weitere Erhöhungen von Gewerbe- und Grund-
steuer erreichen.

Regionale Stärken im Bereich erneuerbarer Energien wirt-
schaftsfreundlich ausbauen.

Zwölf Forderungen für einen starken Wirtschaftsstandort 
Region Trier
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